
IG Eltern für SchülerInnen ohne Maske Uri 

Petition 

«Keine Massentests an Gesunden auf SARS-Cov-2 an Urner Schulen. 

Aufhebung der Maskenpflicht auf Sekundarstufe I und an der kantonalen Mittelschule.» 

Gestützt auf Art. 33 der Bundesverfassung richten wir diese Petition an den gesamten Regierungsrat des 

Kantons Uri. 

Begründung: 

Anordnungen von Behörden zur Massentestung von Kindern auf SARS-Cov-2 stellen einen Eingriff in die 

physische und psychische Integrität von Kindern und Jugendlichen dar und verstossen gegen die Artikel 10 

(Recht auf Leben und auf persönliche Freiheit) und 11 (Schutz der Kinder und Jugendlichen) der 

Bundesverfassung. Selbst der Bundesrat hat im Juni 20 festgehalten: «Bei der Entnahme der Probe handelt 

es sich ausserdem um einen invasiven Eingriff, der von staatlicher Seite nicht ohne Weiteres verordnet 

werden kann.» (Bundesrat, 19.06.2020) 

Mit Massentestungen die Quarantäne von ganzen Schulen verhindern zu wollen, ist absurd. Bekanntlich 

nehmen bei steigender Anzahl von Tests die positiven Testergebnisse zu. In der Folge werden mehr sowohl 

negativ also auch positiv getestete in Quarantäne gesteckt. «Aus Sicht des Bunderates ist das systemische 

grossflächige Testen sowie das Testen von repräsentativen Stichproben aus der hauptsächlich gesunden und 

symptomlosen Bevölkerung kein geeignetes Mittel, um eine präzise Information zur epidemiologischen 

Situation zu erhalten.» (Bundesrat, 19.06.2020) 

Der PCR-Test hat gemäss WHO1 keine Aussagekraft, ob die getestete Person infiziert und ansteckend ist, 

solange sie keine Symptome zeigt. (1 WHO Information Notice for IVD Users 2020/05, update 20.01.21) 

Zum Schutz unserer Kinder fordern wir Eltern (Art. 301 Abs. 1 ZGB) die Aufhebung der Maskenpflicht auf der 

gesamten Sekundarstufe I.  

Warum werden die besorgniserregenden Anzeichen und Hinweise aus dem Bereich Kinder- und Jugend 

Psychiatrie und Psychologie nicht ernst genommen? Wir sagen: Hände weg von unseren Kindern und 

Jugendlichen. Wir wollen wieder zur Selbstbestimmung zurückkehren und nehmen nicht weiter den 

Massnahmen-Hyperaktionismus des Regierungsrates Uri unseren Kindern gegenüber hin. 

Vorname und Name Strasse, PLZ, Ort Unterschrift 

Einsendeadresse:  


